§ 8 Unionsrechtliche Weichenstellungen fiir eine
Mindestbesteuerung von Milliardidren

Milena Dietz

I.  Gabriel Zucmans Bericht im Auftrag der G20

Mit Gabriel Zucmans Bericht tiber eine Blaupause fiir eine Mindestbesteu-
erung von sog. ultra-high-net-worth individuals' (nachfolgend: UHNWI)
unternimmt die diesjéhrige brasilianische G20-Prasidentschaft einen Vor-
stof in Richtung groflerer Steuergerechtigkeit. Die Regierungen Frank-
reichs und der USA driickten bereits ihre Unterstiitzung fiir die Initiative
aus.” Dagegen eher zuriickhaltend bekannten sich die G20-Finanzminister
und Notenbankchefs nach ihrem Treffen am 26. Juli 2024 in einem Kom-
muniqué zu einem Dialog iiber eine faire und progressive Besteuerung
auch von UHNWI und nahmen Zucmans Bericht zur Kenntnis.’

Zucman legt beispielhaft dar, dass die individuelle Einkommensbesteue-
rung in den Niederlanden nur bis zum 95. Perzentil progressiv ist, in
Frankreich bis zum 99,9-ten Perzentil und in den USA bis zum 99,99-ten
Perzentil, bevor jeweils eine Regressivitit einsetzt und es zu einem Abfall
des effektiven Steuersatzes auf 0 % in den Niederlanden, 1,7 % in Frank-
reich und 8 % in den USA fiir Dollar-(Vermdgens-)Milliardare kommt.*

G. Zucman, A Blueprint for a Coordinated Minimum Effective Taxation Standard for
Ultra-High-Net-Worth Individuals, Commissioned by the Brazilian G20 presidency,
25.6.2024.

France and the USA defend taxation of the super-rich and other Brazilian priorities at
the G20, 11.6.2024: https://www.g20.org/en/news/france-and-the-usa-defend-taxa-
tion-of-the-super-rich-and-other-brazilian-priorities-at-the-g20.

* G20 Brazil 2024, Third G20 Finance Ministers and Central Bank Governors Meeting,
Communiqué, 26.7.2024, S. 10.

G. Zucman (Fn. 1), S. 14 f. Die Skala geht flieflend von Einkommensgruppen zu Vermo-
gensmilliondren tiber; der vergleichsweise hohe effektive Steuersatz in den USA resul-
tiert aus zwei in den 1920er und 1930er Jahren eingefiihrten Missbrauchsabwehrrege-
lungen, ebd.,, S. 13 ff.
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Dabei legt er einen weiten Einkommensbegriff zugrunde, der an das Nati-
onaleinkommen ankniipft und etwa auch Einkiinfte erfasst, die in einer
Kapitalgesellschaft thesauriert werden.’ Fiir die Durchbrechung der Pro-
gressivitdt der Einkommensbesteuerung macht Zucman die Moglichkeit
von UHNWTI verantwortlich, Dividendenausschiittungen an sich selbst zu
verhindern und auf eine Verduflerung ihrer Unternehmensbeteiligungen
zu verzichten sowie ihre Beteiligungen in Holdinggesellschaften zu halten.®
Die Besonderheit bei UHNWI gegeniiber anderen Beziehern von Kapital-
ertragen liege darin, dass sie fast ihr gesamtes Einkommen aus Unterneh-
mensbeteiligungen erzielen.” Insgesamt fithre der Befund nicht nur zu ei-
nem nicht ausgeschopften Potential fiir die staatlichen Steueraufkommen,
sondern auch zu einer Vermogensumverteilung durch eine starkere Kon-
zentrierung des Vermdgens bei UHNWI.®

Zur Beseitigung der Regressivitat’ im hochsten Einkommens- und Vermo-
gensbereich schldgt der Autor eine Mindeststeuer in Hohe von 2 % des
Vermogens von Dollar-(Vermogens-)Milliarddren (nachfolgend: Min-
deststeuer fiir Milliardire) vor, von denen es weltweit derzeit etwa 3.000
gebe. Nach Zucmans Schitzungen wiirde eine Mindeststeuer in Héhe von
2 % des Vermogens von Milliardédren zusitzliche jahrliche Steuereinnah-
men von 200 bis 250 Mrd. Dollar generieren.'’ Bei der Berechnung sollen
Einkommen- und Vermdgensteuern und deren Aquivalente angerechnet
werden.'" Dabei gehe es in der Sache nicht um eine Vermogensbesteue-
rung, sondern um die Sicherstellung einer Mindest-Einkommensbesteue-
rung.”

°  G. Zucman (Fn. 1), S. 47.

¢ Ebd,S.12ff.
7 Ebd, S.12f.
8 Ebd,S.15f.

Mit dem vorgeschlagenen Steuersatz wire jedoch noch keine progressive Besteuerung
in diesem Bereich gewéhrleistet, vgl. ebd., S. 29.

1 Ebd, S. 24.

"' Ebd, S. 20.

2 Ebd, S. 21.
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Diese konnte von den Staaten technisch mit verschiedenen Mitteln umge-
setzt werden, die in einigen Fillen die Anpassung bestehender Doppelbe-
steuerungsabkommen erforderlich machen wiirden:"” mit einer Soll-Er-
tragsteuer, einer Einkommensteuer mit breiter Bemessungsgrundlage oder
einer Vermdogensteuer.' Eine Soll-Ertragsteuer wiirde bei Annahme einer
Rentabilitdt des Vermogens von 6 % dieses unterstellte Einkommen mit ei-
nem Steuersatz von ca. 33 % belasten.”” Einer Einkommensteuer mit brei-
ter Bemessungsgrundlage entspricht der Vorschlag einer sog. billionaire
minimum income tax der US-amerikanischen Biden- Administration, des-
sen Einkommensbegriff auch unrealisierte Veraulerungsgewinne umfas-
sen soll; die vorgeschlagene Steuer soll fiir Steuerpflichtige mit einem Ver-
mogen von iiber 100 Mio. Dollar gelten und 25 % betragen.'

Der Herausforderung einer Bewertung des Vermaogens will der Autor mit
der Ankniipfung an (z.B. im Rahmen von Erbschaft- oder Nachlasssteu-
ern) bestehende Bewertungsregeln, die harmonisiert werden konnten, be-
gegnen."” Fir die Bewertung nicht borsennotierter Unternehmen schldgt
er die Heranziehung der Bewertungsmultiplikatoren vergleichbarer bor-
sennotierter Unternehmen oder einen Riickgriff auf Bewertungen vor, die
im Rahmen von Anteilsverduflerungen vorgenommen wurden."

Zentral fiir die Ermittlung der Bemessungsgrundlage soll eine Erkldrungs-
pflicht der Steuerpflichtigen sein, die linderbezogene Informationspflich-
ten und einen Informationsaustausch nach dem Vorbild des Country-by-
Country Reporting vorsehen konnte.” Zur Sicherstellung eines effektiven
Vollzugs empfiehlt Zucman auflerdem eine Ausweitung des Common Re-
porting Standard auf Grundstiicke und andere nicht-finanzielle Wirt-
schaftsgiiter sowie eine Erganzung des Country-by-Country Reporting mul-
tinationaler Konzerne um die wichtigsten wirtschaftlichen Eigenttimer

B Ebd, S. 40.
" Ebd,S.21f
5 Ebd, S. 22.
¢ Ebd, S. 23.
7 Ebd, S. 34.
8 Ebd, S. 34.
¥ Ebd, S. 36.
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und eine etwaige Absenkung seiner derzeitigen Umsatzschwelle von 750
Mio. Euro.”

Um Vollzugsdefizite durch mangelhafte internationale Koordination zu
vermeiden, schlagt Zucman erstens nationale Wegzugsbesteuerungsregeln
vor, nach denen langjahrig steuerlich Ansdssige nach ihrem Wegzug fir
einen bestimmten Zeitraum einkommen- und ggf. vermogensteuerpflich-
tig bleiben wiirden,* ihre im Ausland gezahlte Steuer jedoch auf die inldn-
dische Steuerpflicht angerechnet werden wiirde. Alternativ konnte die
Wegzugsbesteuerung nur hinsichtlich der Mindeststeuer greifen und der
Ursprungsstaat somit als subsididrer Steuergldubiger fungieren.”” Zweitens
konnten primére und sekundére Erganzungssteuern nach dem Beispiel der
bereits bestehenden globalen Mindestbesteuerung (nachfolgend: Pillar 2)
Anreize fiir Staaten darstellen, sich an einer koordinierten Umsetzung der
Mindestbesteuerung von Milliardédren zu beteiligen.”

II.  Ausgewihlte Aspekte unionsrechtlicher Zuldssigkeit

Im Folgenden soll der Frage nachgegangen werden, ob der Umsetzung ei-
ner Mindestbesteuerung von Milliarddren durch den Unionsgesetzgeber,
der mit der Mindestbesteuerungs-Richtlinie* bereits einen auf
OECD/G20-Ebene bestehenden Konsens aufgegriffen hat, priméarrechtli-
che Hindernisse entgegenstiinden.

2 Ebd, S.35f.

21 Die Steuerschuld konnte gemaf dem Vorschlag mit der Zeit abnehmen.

2 G. Zucman (Fn. 1), S. 37 f.

»  Ebd,, S.38. Der Bericht nennt nur eine Sekundirerginzungssteuer (engl. undertaxed

payments rule) nach dem Beispiel von Pillar 2; indes konnte auch eine Primdrergin-

zungssteuer (engl. income inclusion rule), die ebenfalls die Gefahr eines Verzichts auf

Steuerertrage zugunsten eines anderen Staats bérge, einen solchen Anreiz schaffen.

#  Richtlinie (EU) 2022/2523 des Rates v. 14.12.2022 zur Gewihrleistung einer globalen
Mindestbesteuerung fiir multinationale Unternehmensgruppen und grofle inldndische
Gruppen in der Union, ABL Nr. L 328 v. 22.12.2022, 1.


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32022L2523
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1. Kompetenzgrundlage

Eine Kompetenzgrundlage zur Einfithrung einer Mindestbesteuerung von
Milliarddren konnte Art. 115 AEUV bieten, wonach Richtlinien fiir die
Angleichung derjenigen Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mit-
gliedstaaten erlassen werden diirfen, die sich unmittelbar auf die Errich-
tung oder das Funktionieren des Binnenmarkts auswirken. Negative Aus-
wirkungen auf den Binnenmarkt kénnen (neben Grundfreiheitsbeschran-
kungen) durch spiirbare® Wettbewerbsverfilschungen entstehen.”® Die
unkoordinierte Einfithrung von Mindeststeuern fir Milliardére nur durch
einzelne Mitgliedstaaten wiirde zu spiirbaren Wettbewerbsnachteilen fiir
diese Staaten fithren, da Milliardare ihre steuerliche Ansdssigkeit in Mit-
gliedstaaten ohne eine solche Steuer verlagern konnten.”” Eine Mindest-
steuer fiir Milliarddre diirfte auch erforderlich®® sein, da andere Mafinah-
men nicht gleich geeignet zur Erreichung des Binnenmarktziels wiren; ins-
besondere wiirden vereinzelte harmonisierende ad-hoc-Mafinahmen die
Gefahr inkohirenter Regelungen und einer Uberregulierung bergen.”

Rechtsfolgenseitig ist indes fraglich, ob von einer ,, Angleichung“ die Rede
sein kann, wenn Vermogensteuern in der EU bisher die Ausnahme sind.

» M. Ludwigs, Rechtsangleichung nach Art. 94, 95 EG-Vertrag — Eine kompetenzrechtli-
che Untersuchung unter besonderer Beriicksichtigung des Européischen Privatrechts,
2004, S. 184 f; M. Schrider, in: Streinz, EUV/AEUV, 3. Aufl. 2018, Art. 115 AEUV
Rn. 8.

% C. Tietje, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, Das Recht der Europdischen Union, 82. EL

05.2024, Art. 115 AEUV Rn. 24; S. Korte, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, 6. Aufl.

2022, Art. 115 AEUV Rn. 7; M. Schréder (Fn. 25), Rn. 9.

Vgl. zur steuerveranlassten Migration von UHNWI G. Zucman (Fn. 1), S. 31 f.

#  Fiir das Kriterium der Erforderlichkeit M. Ludwigs (Fn. 25), S. 190; C. Tietje (Fn. 26),

Rn. 251t; D. Fehling, IStR 2023, 589 (590 f.); a.A. S. Korte (Fn. 26), Rn. 16, der das Merk-

mal der Erforderlichkeit (nur) tiber Art. 5 Abs. 4 EUV fiir einschlégig halt.

Vgl. fiir die ad-hoc-Harmonisierung der Korperschaftsteuern in der EU C. HJI Panayi,

Yearbook of European Law 2024, 232 (260).

27

29
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Lediglich Irland®, die Niederlande’! und Spanien® kennen derzeit eine all-
gemeine Vermogensbesteuerung fiir natiirliche Personen. Nach vereinzel-
ter Ansicht gewéhrt Art. 115 AEUV nur die Kompetenz zur Angleichung
von bereits in allen Mitgliedstaaten bestehenden Steuern.” Anderer An-
sicht nach gentigt es jedoch, wenn die infrage stehende Steuer nur in einem
Mitgliedstaat besteht.” Dafiir streitet, dass die Frage des ,,Wie“ kaum von
der Frage des ,,Ob“ einer Steuer getrennt werden kann.” Der Binnenmarkt
kann bereits behindert werden, wenn eine Steuer nur in einem Mitglied-
staat eingefiihrt ist. Daher stiinde die bisher nur spérliche Verbreitung der
Vermogensteuer in der EU einer Harmonisierung nicht entgegen.

Fiir die Frage, ob Art. 115 AEUV auch die Einfithrung belastender Maf3-
nahmen erlaubt, wie sie Zucmans Bericht in Form von Wegzugsbesteue-
rungsregeln vorsieht, sei auf die (akademische) Diskussion zur ebenfalls
auf Art. 115 AEUV gestiitzten ATAD-Richtlinie* verwiesen.”” Im Ergebnis

30

In Irland besteht eine sog. domicile levy in Hohe von bis zu 200.000 Euro, U. Tipp, in:

Mennel/Forster, Steuern in Europa, Amerika und Asien, 139. EL 2024, Irland Rn. 300.

Die Niederlande kennen eine Steuer auf den fiktiven Kapitalertrag im Rahmen der Ein-

kommensteuer (Box 3), J. van Helvoirt, in: Mennel/Forster, Steuern in Europa, Amerika

und Asien, 139. EL 2024, Niederlande Rn. 110.

In Spanien gibt es eine Vermdgensteuer und eine diese ergidnzende Solidaritétssteuer

auf das Vermogen natiirlicher Personen, S. Hellwege, in: Mennel/Forster, Steuern in

Europa, Amerika und Asien, 139. EL 2024, Spanien Rn. 443 f.

3 J. Hey, EuZW 2021, 277 (281 f); so wohl auch C. Stumpf, in: Schwarze/Be-

cker/Hatje/Schoo, EU-Kommentar, 4. Aufl. 2019, Art. 113 AEUV Ra. 6.

C. Classen, in: von der Groeben/Schwarze/Hatje, Europdisches Unionsrecht, 7. Aufl.

2015, Art. 115 AEUV Rn. 18; N. Braun Binder, Rechtsangleichung in der EU im Bereich

der direkten Steuern, 2017, S. 52; vgl. zu Art. 114 AEUV S. Korte, in: Calliess/Ruffert,

EUV/AEUV, 6. Aufl. 2022, Art. 114 AEUV Rn. 36.

H. Anzinger, Stand und Perspektiven der positiven und negativen Integration des ma-

teriellen Steuerrechts in der EU, Européisches Finanzrecht: Stand - Methoden - Per-

spektiven, 2017, S. 123 (142).

*  Richtlinie (EU) 2016/1164 des Rates v. 12.7.2016 mit Vorschriften zur Bekimpfung von
Steuervermeidungspraktiken mit unmittelbaren Auswirkungen auf das Funktionieren
des Binnenmarkts, ABL Nr. L 193 v. 19.7.2016, 1.

7 Belastenden Mafinahmen kritisch gegeniiber stehen J. Schonfeld/B. Ellenrieder, StuW

2019, 253 (261 f); S. Korte (Fn. 26), Rn. 12; V. Bendlinger/G. Kofler, IStR 2022, 594

(598); fiir die Zuldssigkeit belastender Mafinahmen zur Eindimmung schidlichen Steu-

erwettbewerbs dagegen W. Schin, Der ,Wettbewerb" der europdischen Steuerordnun-

gen als Rechtsproblem, Europa- und verfassungsrechtliche Grenzen der Unterneh-
mensbesteuerung, 2000, S. 191 (223); A. Musil, FR 2018, 933 (938); J. Rieck/D. Fehling,

31

32

34

35
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erscheint es vorzugswiirdig, fiir Mafinahmen der steuerlichen Miss-
brauchsvermeidung tiber eine speziellere, neu zu schaffende Kompetenz-
grundlage nachzudenken.”

2. Subsidiaritat

Da Art. 115 AEUV als Binnenmarktkompetenz der geteilten Zustidndigkeit
unterfillt, findet der Subsidiarititsgrundsatz des Art. 5 Abs. 3 EUV An-
wendung. Eine Mindestbesteuerung von Milliarddren konnte auf mitglied-
staatlicher Ebene grundsitzlich nicht ausreichend verwirklicht werden,
denn die Mitgliedstaaten stehen zueinander im steuerlichen Wettbewerb.
Dagegen konnte eine unionsrechtliche Regelung schidlichen Steuerwett-
bewerb insoweit verhindern.”

Eine volkerrechtliche Kooperation, beispielsweise auf Ebene der G20 oder
OECD wire im Rahmen des Subsidiaritatsgrundsatzes dagegen unbeacht-
lich, da ansonsten das Ziel der fortschreitenden Integration der Europdi-
schen Union unterlaufen wiirde.*” Daher steht der Subsidiaritdtsgrundsatz
einer unionsrechtlichen Mindeststeuer fiir Milliarddre nicht entgegen.

3. Kompetenzbezogene Verhiltnismafligkeit

Eine unionsrechtliche Mindestbesteuerung von Milliardidren miisste au-
Blerdem dem kompetenzbezogenen Verhiltnismiafligkeitsgrundsatz aus
Art. 5 Abs. 1, 4 EUV entsprechen. Sie wiirde unter anderem den legitimen

IStR 2022, 51 (57); D. Fehling, IStR 2023, 589 (591); D. Hohenwarter/G. Mayr, BB 2024,

1559 (1563).

H. Kube, Europdisches versus nationales Steuerverfassungsrecht, Europdisches Steuer-

verfassungsrecht — Symposion aus Anlass der Verabschiedung von Professor Dr. h.c.

Rudolf Mellinghoff als Prisident des Bundesfinanzhofs, 2023, S. 9 (19).

Vgl. fiir eine internationale Koordination im Allgemeinen G. Zucman (Fn. 1), S. 30 ff.

40 J. Frowein, FS Lerche, 1993, S.401 (408); S. Kadelbach, in: von der Gro-
eben/Schwarze/Hatje, Européisches Unionsrecht, 7. Aufl. 2015, Art. 5 EUV Rn. 36; C.
Calliess, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUYV, 6. Aufl. 2022, Art. 5 EUV Rn. 39; J. Bast, in:
Grabitz/Hilf/Nettesheim, Das Recht der Europdischen Union, 82. EL 05.2024, Art. 5
EUV Rn. 56;a.A. A. Toth, Common Market Law Review 1992, 1079 (1098 f.); H.-J. Lam-
bers, EuR 1993, 229, 236.
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Zweck verfolgen, Wettbewerbsgleichheit herzustellen; ein daneben beste-
hender Fiskalzweck wire unschédlich.* Die Harmonisierung der Besteue-
rungsregeln und die Festlegung eines Mindeststeuersatzes wiren zur Errei-
chung dieses Zwecks geeignet. Fiir die Erforderlichkeit ist zu beachten, dass
viele Mitgliedstaaten Vermogen bisher nicht besteuern und deren Verfas-
sungen dies womoglich nicht einmal erlauben.* Eine Verpflichtung zur
Vermogensbesteuerung durch EU-Recht wiirde daher einen Eingriff in
ihre Steuersysteme darstellen und ihre Steuerwiirdigkeitsentscheidungen
tiberzeichnen. Mildere Mittel gegeniiber einer technischen Besteuerung
des Vermogens wiren insoweit die Ausgestaltung als Soll-Ertragsteuer o-
der als Einkommensteuer mit verbreiterter Bemessungsgrundlage.* Der
Unionsgesetzgeber sollte den Mitgliedstaaten zur Wahrung der Verhilt-
nisméfligkeit, wie von Zucman vorgeschlagen,* die Wahl des Instruments
tiberlassen.

Nach Art. 5 Satz 5 des Protokolls (Nr. 2) tiber die Anwendung der Grunds-
dtze der Subsidiaritit und der Verhiltnisméfligkeit sind auflerdem die fi-
nanzielle Belastung und der Verwaltungsaufwand u.a. der mitgliedstaatli-
chen Verwaltungen und der Biirger so gering wie mdglich zu halten und
miissen in einem angemessenen Verhiltnis zu dem angestrebten Ziel ste-
hen. Wihrend einer Reduzierung des Vollzugsaufwands jenseits der Vor-
schldge Zucmans Grenzen gesetzt sind, konnte der Unionsgesetzgeber da-
neben an den Stellschrauben der Zahl der Steuerpflichtigen” sowie der
Hohe der Steuerbelastung® drehen, um das Verhiltnis zwischen Ertrag
und Vollzugsaufwand positiv zu beeinflussen.”

1 W. Schon (Fn. 37), S. 223; . Hey, EuZW 2021, 277 (281 £.); a.A. H. Kube, EU-Steuern:
Zustandigkeit zur Regelung und Erhebung sowie Ausgestaltungsmaéglichkeiten, Euro-
péisches Steuerrecht, 2018, S. 69 (77, 79 f.).

2 Vgl. G. Zucman (Fn. 1), S. 22, 24.

# Vgl ebd, S. 22 ff.

Vgl ebd, S. 22, 24.

Vgl G. Zucman (Fn. 1), S. 38.

4 Fiir verschiedene Szenarien siehe ebd., S. 24 ff.

¥ Mindlich dufSerte G. Zucman, dass die Vollzugskosten nur einen kleinen Bruchteil der

Ertrage ausmachen wiirden, At the G20, Brasil's proposal to tax the super-rich may raise
up to 250 billion dollars a year, 25.6.2024: https://www.g20.org/en/news/at-the-g20-
brasils-proposal-to-tax-the-super-rich-may-raise-up-to-250-billion-dollars-a-year.


https://www.g20.org/en/news/at-the-g20-brasils-proposal-to-tax-the-super-rich-may-raise-up-to-250-billion-dollars-a-year
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4. Eigentumsrecht

Der Unionsgesetzgeber miisste sich bei Einfithrung einer Mindestbesteue-
rung von Milliarddren am Eigentumsrecht aus Art. 17 der Européischen
Grundrechtecharta (GRCh) messen lassen. Nach Art.17 Abs.1 Satz1
GRCh hat jede Person das Recht, ihr rechtmiflig erworbenes Eigentum zu
besitzen, zu nutzen, dariiber zu verfiigen und es zu vererben. Geschiitzt
sind konkrete Rechtspositionen, nicht jedoch das Vermogen als Ganzes.*
Daher bedeutet die Auferlegung einer Geldleistungspflicht im Allgemei-
nen keinen Eingriff in das Eigentumsrecht.”” Demgegeniiber erkennt die
Rechtsprechung des EGMR zu Art.1 des EMRK-Zusatzprotokolls
(EMRK-ZP), der gem. Art. 6 Abs. 3 EUV als allgemeiner Grundsatz Gel-
tung beansprucht, einen Schutz der Eigentumsfreiheit gegen Abgabe-
pflichten an.” Eine Aufladung des Art. 17 GRCh mit dieser Dimension der
Eigentumsfreiheit ist jedoch nicht angezeigt, da das weite Verstindnis des
Schutzbereichs des Art. 1 EMRK-ZP dazu dient, dem Akzessorietétserfor-
dernis des Art. 14 EMRK gerecht zu werden.”

Auch unter Art. 17 GRCh ist eine Er6ffnung des Schutzbereichs jedoch fiir
Steuern, die konkrete vermogenswerte Positionen oder deren Verwendung
belasten, nicht von vornherein ausgeschlossen.”” Darunter wiirden auch
eine Steuer auf das konsolidierte Vermogen, einen fiktiven Ertrag daraus

8 F. Heselhaus, in: Heselhaus/Nowak, Handbuch der Europidischen Grundrechte, 2. Aufl.
2020, § 36 Rn. 51; R. Streinz, in: Streinz, EUV/AEUV, 3. Aufl. 2018, Art. 17 Rn. 6; H.
Jarass, in: Jarass, Charta der Grundrechte der EU, 4. Aufl. 2021, Art. 17 Rn. 6.

4 R. Streinz (Fn. 48), Rn. 6; C. Calliess, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, 6. Aufl. 2022,
Art. 17 GRCh Rn. 8.

50 EGMR, Urt. v. 23.10.1990, 11581/85, ECLI:CE:ECHR:1990:1023JUD001158185, Rn. 30
- Darby v. Sweden (H. Jarass (Fn. 48), Rn. 21, kritisiert zurecht, dass aus Art. 1 Abs. 2
EMRK-ZP, der nur von der ,,Sicherung der Zahlung der Steuern® spreche, noch nicht
die Eroffnung des Schutzbereichs fiir Steuern folge); Urt. v. 29.4.2008, 13378/05, E-
CLI:CE:ECHR:2008:0429JUD001337805, Rn. 59 - Burden and Burden v. the United
Kingdom; Urt. v. 20.9.2011, 14902/04, ECLI:CE:ECHR:2011:0920JUD001490204,
Rn. 552 ff. - OAO Neftyanaya Kompaniya Yukos v. Russia; F. Heselhaus (Fn. 48),
Rn. 51.

5t F. Heselhaus (Fn. 48), Rn. 51.

2 F. Wollenschliger, in: von der Groeben/Schwarze/Hatje, Europdisches Unionsrecht, 7.

Aufl. 2015, Art. 17 GRCh Rn. 13; H. Jarass (Fn. 48), Rn. 21; vgl. auch T. von Danwitz,
Eigentumsschutz in Europa und im Wirtschaftsvolkerrecht, Bericht zur Lage des Eigen-
tums, 2002, S. 215 (268).
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oder das Einkommen fallen. Der EuGH lehnte in einer Entscheidung aus
dem Jahr 1991 zwar einen Verstof§ gegen das Eigentumsrecht durch die
EWG-Zuckerabgabe ab.” Die unklare Entscheidung scheint jedoch einen
Eingriff in das Eigentumsrecht durch Steuern jedenfalls nicht auszuschlie-
Ben.

Einer Ansicht nach kann ein Eingriff in das Eigentumsrecht aus Art. 17
GRCh vorliegen, wenn vermogenswerte Rechtspositionen durch Auferle-
gung von Abgabepflichten belastet werden und dies fiir den Inhaber eine
gravierende Wirkung hat.”® Diese Formel, die sich an der Rechtsprechung
des Ersten Senats des BVerfG zu Art. 14 GG zu orientieren scheint, wel-
che dessen Schutzbereich nur bei Steuern mit erdrosselnder Wirkung er-
oftnet sieht, schmilert jedoch den Anwendungsbereich des Art. 17 GRCh
tiber Gebiihr. Sie versperrt die Moglichkeit einer differenzierten Verhalt-
nismafligkeitspriifung auf Rechtfertigungsebene. Es erscheint daher vor-
zugswiirdig, den Anwendungsbereich des Art. 17 GRCh fiir Steuern auf
konkrete vermogenswerte Positionen in jedem Fall er6ffnet zu sehen und
bei gravierender Wirkung hohe Anforderungen an die Rechtfertigung zu
stellen.

Wenn man von einer Brutto-Rendite von 7,5 % auf das Vermdogen von
Milliarddren ausgeht,”” wiirde eine Steuer in der von Zucman vorgeschla-
genen Hohe von 2 % des Vermogens den fiktiven (Brutto-)Ertrag mit ei-
nem Steuersatz von ca. 26,7 % belasten. In der Regel sollte daher eine Til-
gung der Steuerlast aus den Vermogensertrigen moglich sein.”® Wenn sich
die Mindestbesteuerung auf Milliarddre beschranken wiirde, wire eine
gravierende Belastung daher in der Regel zu verneinen.

5 EuGH, Urt. v. 21.2.1991, C-143/88 und C-92/89, ECLL:EU:C:1991:65, Rn. 73 {. - Zu-
ckerfabrik Stiderdithmarschen AG.

F. Heselhaus (Fn. 48), Rn. 50. Im Ergebnis einen Eingriff in das Eigentumsrecht trotz-
dem verneinend T. Schilling, EuZW 1991, 310 (310 f.); bereits die Einschlagigkeit des
Schutzbereichs verneinend O. Miiller-Michaels, Grundrechtlicher Eigentumsschutz in
der Europiischen Union, 1997, S. 42.

% H. Jarass (Fn. 48), Rn. 21.

5% BVerfGE 38, 61 (102); BVerfGE 70, 219 (230); BVerfGE 78, 232 (243); BVerfGE 95, 267
(300).

Die durchschnittliche Brutto-Vermdégensrendite von Milliarddren im Zeitraum von
1987 bis heute Jahren liegt bei etwa 7,5 % pro Jahr, G. Zucman (Fn. 1), S. 18.

8 Vgl. fir diesen Maf3stab BVerfGE 93, 121 (137).
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ITII.  Fazit und Ausblick

Die Einfithrung einer unionsrechtlichen Mindeststeuer fiir Milliardare
nach den Mafigaben von Zucmans Bericht wire mit den ausgewahlten pri-
mairrechtlichen Vorgaben vereinbar. Sie konnte fiir mehr Steuergerechtig-
keit innerhalb der Union sorgen. Dariiber hinaus konnte eine (teilweise)
Ubertragung des entsprechenden Steuerertrags auf die EU durch Eigen-
mittelbeschluss zur Deckung ihres derzeit hohen Finanzbedarfs beitrage.



	HFSt_23_Gesamtfassung_final_11-26-Version 3_bearbeitet.pdf
	Inhaltsverzeichnis
	Aus der Arbeit des Instituts
	§ 1 Entwicklungsstufen des Finanz- undSteuerstaates in 75-jähriger Verfasstheit
	I. Der einende Wille zu Aufbruch und Erneuerung
	II. Globalsteuerung durch den Staatshaushalt
	III. Idee einer antizyklischen Konjunktursteuerung
	IV. Weltoffenes Wirtschaften
	V. Staatskredit
	VI. Digitalisierung
	VII.  Bürokratisierung
	VIII. Der Staat als Generalversicherer?
	IX. Die Systemfrage
	X. Freiheitsverlust durch finanzielle Lenkung

	§ 2 Die bundesstaatliche Kompetenzordnungin Krisenzeiten
	I. Die Krise als Katalysator antiföderaler Reflexe
	II. Die bundesstaatliche Kompetenzordnung
	1. Kompetenznormen
	2. Kompetenzverteilungsmechanismus
	3. Bedeutung der bundesstaatlichen Kompetenzordnung

	III. Krisenbewältigung im Bundesstaat als Abteilungsthema des 74. Deutschen Juristentages
	1. Diskussion um verfassungsrechtliche Fundierung derMinisterpräsidentenkonferenz
	2. Kompetenzübergriffe des Bundes im Katastrophenschutzrecht
	3. Fragewürdige Lastentragung durch den Bund

	IV. „Krisenfestigkeit“ des föderalen Kompetenzgefüges

	§ 3 Ideen zur leistungsfähigkeitsgerechtenAusgestaltung des Steuersystems
	I. Einleitung
	II. Leistungsfähigkeitsprinzip
	III.    Steuern auf den Vermögenserwerb
	1. Einkommensteuer
	a. Dualismus der Einkunftsarten
	b. Besonderer Steuersatz von 25%
	c. Konglomerat an Verlustverrechnungsbeschränkungen

	2. Existenz der Gewerbesteuer
	3. Steuerbefreiung von Betriebsvermögen bei derErbschaft- und Schenkungsteuer

	IV. Verbrauchsteuerrecht
	1.     Willkürliche Auswahl der Steuersätze
	2. Willkürliche Zusatzbelastung durch besondereVerbrauchsteuern
	3. Rückbesinnung auf Leitgedanken

	V. Steuern auf den Vermögenbestand
	VI. Fazit

	§ 4 „Sonderdogmatik“ – Begriff und Zulässigkeit
	I.  Die rechtstheoretische und methodische Perspektive
	II.  Geschriebene Ausnahmen
	III. Echte Sonderdogmatik
	IV.  Unechte Sonderdogmatik
	V.  Maßstabsinduzierte Scheinsonderdogmatik
	VI.  Fachrechtsinduzierte Scheinsonderdogmatik
	VII.  Fazit

	§ 5 Das Ehegattensplitting
	I. Relevanz
	II. Historie
	III. Gegenwart
	IV. Zukunft
	V. Fazit

	§ 6 Normklarheit oder Meistbegünstigung? – Zum gewerblichen Anteil nach § 35 EStG
	I. Einführung
	II. Meistbegünstigungsrechnung nach § 35 EStG a.F.
	III. Kodifizierte Berechnungsformel
	IV. Verbleibende Unschärfe des Gesetzes
	V. Keine Meistbegünstigung um jeden Preis

	§ 7 Heidelberger Verpackungssteuer
	I. Einführung
	II. Von Kassel bis Tübingen
	III. Verhältnis von Sach- und Steuererhebungskompetenz?
	IV. Anforderungen des Art. 105 Abs. 2a S. 1 GG
	1. Örtliche Radizierung und Take-away
	2. Widerspruchsfreiheit der Rechtsordnung
	3. Sonderabgaben und Gleichartigkeit

	V. Fazit

	§ 8 Unionsrechtliche Weichenstellungen für eineMindestbesteuerung von Milliardären
	I. Gabriel Zucmans Bericht im Auftrag der G20
	II. Ausgewählte Aspekte unionsrechtlicher Zulässigkeit
	1. Kompetenzgrundlage
	2. Subsidiarität
	3. Kompetenzbezogene Verhältnismäßigkeit
	4. Eigentumsrecht

	III. Fazit und Ausblick

	§ 9 Statusfeststellungsverfahren
	I. Die Ambivalenz neuen Verfahrensrechts
	1. Ausgleich von Schwächen des materiellen Rechts
	2. Bürokratiespirale

	II. Die Herausforderungen des Steuerrechts
	1. Rechtssicherheit
	2. Komplexität von Norm und Sachverhalt
	3. Aufteilung der Verfahrenslast

	III. Entwicklungslinien
	1. Ausdifferenzierung der Verfahren erster Ordnung
	2. Einführung von Verfahren zweiter Ordnung
	3. Unzulänglichkeit der verbindlichen Auskunft und derverbindlichen Zusage

	IV. Entlastung
	1. Das Konzept einer Vorabentscheidung von Statusfragen
	2. Statusfeststellungsverfahren außerhalb des Steuerrechts
	3. Neuere Ansätze auf internationaler Ebene
	4. Konturen eines Rechts steuerlicher Statusfeststellungsverfahren

	V. Fazit

	§ 10 Redefreiheit von Abgeordnetenim Lichte des Europarechts
	I. Einleitung
	II. Trennung von Grund- und Statusrechten im deutschen Verfassungsrecht
	III. Anwendbarkeit des Art. 10 EMRK auf dieparlamentarische Rede von Abgeordneten
	1. Die Rechtssache Karácsony u.a. gegen Ungarn
	2. Auswirkungen der Rechtsprechungslinie auf das deutscheVerfassungsrecht

	IV. Anwendbarkeit des Art. 11 GRCh auf die parlamentarische Rede der Mitglieder des Europäischen Parlaments
	1. Die Rechtssachen Korwin-Mikke/Parlament I und II
	2. Offene Fragen

	V. Fazit

	§ 11 Wissenschaftsfreiheit unter Druck
	I. Herausforderungen der Wissenschaftsfreiheitan den Universitäten
	II. Meinungsäußerungs- und Versammlungsfreiheitversus Wissenschaftsfreiheit
	III. Vorrang der Wissenschaftsfreiheit bei Inanspruchnahme der Universität für politische Anliegen
	IV. Bedeutung des Einrichtungszwecks für dieAusgestaltung des Wissenschaftsbetriebs
	V. Internationale Beziehungen der Universität in einerzunehmend polarisierten Welt

	§ 12 Künstliche Intelligenz inwissenschaftlichen Arbeiten
	I. Chancen und Gefahren von KIim wissenschaftlichen Kontext
	II. Beispiele für KI-Anwendungen im Rahmenwissenschaftlicher Arbeiten
	1. Recherche
	2. Produktion
	3. Redaktion

	III. Prüfungsrechtlicher Rahmen
	1. Urheberrechtliche Anforderungen
	2. Anforderungen aus Gründen der Nachvollziehbarkeit
	3. Kennzeichnung von KI als Hilfsmittel

	IV. Fazit

	Beste Studienarbeit im SchwerpunktbereichSteuerrecht 2024
	Verhältnis spezialgesetzlicher Missbrauchsverhinderungsvorschriften zur Generalklausel des § 42 AO
	I. Einleitung
	II. Verhältnis von § 42 AO zu spezialgesetzlichenMissbrauchsverhinderungsvorschriften
	1. Bestimmung einer spezialgesetzlichenMissbrauchsverhinderungsvorschrift
	2. Positive Spezialität (§ 42 Abs. 1 S. 2 AO)
	a. Rechtsfolgenbestimmung bei positiver Spezialität
	b. Positive Spezialität bei Erbringung eines Entlastungsbeweises
	c. Positive Spezialität bei Spezialnormen mit Anwendungsvorbehalt zugunsten des § 42 AO

	3. Negative Spezialität (§ 42 Abs. 1 S. 3 AO)
	a. Verhältnis von § 42 AO zu unechten Spezialnormen
	b. Verhältnis von § 42 AO zu echten Spezialnormen
	aa. Anwendungsvorrang spezialgesetzlicherMissbrauchsverhinderungsvorschriften
	bb. Wertungsvorrang spezialgesetzlicherMissbrauchsverhinderungsvorschriften
	cc. Antizipationswirkung noch nicht in Kraft getretenerspezialgesetzlicher Missbrauchsverhinderungsvorschriften
	dd. Missbrauch der spezialgesetzlichenMissbrauchsverhinderungsvorschrift
	ee. Verhältnis von § 42 AO zu echten Spezialnormen am Beispiel des § 2 Abs. 4 S. 3, 6 UmwStG


	4. Sonderkonstellationen
	a. Verhältnis von § 42 AO zu speziellen europarechtlichenMissbrauchsverhinderungsvorschriften
	b. Verhältnis von § 42 AO zu speziellen Missbrauchsverhinderungsvorschriften in Doppelbesteuerungsabkommen
	c. Verhältnis von § 42 AO zu den §§ 7 ff. AStG
	aa. Früher herrschende Ansicht
	bb. Kritik
	cc. Heute vertretene Ansicht



	III. Zusammenfassung und Fazit

	Dokumentation
	Personalia
	Lehrstuhl für Öffentliches Recht unter besonderer Berücksichtigung des Finanz- und Steuerrechts
	Lehrstuhl für Öffentliches Recht, Europäisches und Internationales Steuerrecht
	Leiterin der Geschäftsstelle
	Emeriti
	Honorarprofessoren und Lehrbeauftragte

	Publikationen 2024
	Prof. Dr. Hanno Kube, LL.M. (Cornell)
	Herausgeberschaften
	Beiträge in Sammelwerken
	Kommentierungen
	Aufsätze in Fachzeitschriften
	Fallbearbeitung
	Weitere Veröffentlichungen

	Prof. Dr. Ekkehart Reimer
	Herausgeberschaft
	Beitrag in Sammelwerken
	Kommentierungen
	Aufsatz in Fachzeitschriften
	Weitere Veröffentlichungen

	Tim Buchholz
	Milena Dietz
	Fiona Karl
	Dr. Robert Pracht
	Luca Steinbeck
	Katharina Steuer
	Moritz Teichmann
	Noah Zimmermann

	Chronik des Jahres 2024
	International and European Tax Moot Court
	Taxation of Employees
	Steuerliche Verfahrenslasten
	Fußballfieber in Heidelberg
	Institutsausflug nach Heppenheim
	Diskussion über die Zukunft staatlicher Krisenbewältigung – Eindrücke vom 74. Deutschen Juristentag


